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Larmschutz-Richtlinien StV v. 23.11.07

Strallenverkehrsrechtiiche MaBnalhmen zum Schutz

der Bevélkerung vom Larm an bestehenden Straien

Gfundsatz

Neben aktiven baulichen Lérmschutz wie Larmschutzwande oder armmindernden StraBen-
beldgen kdnnen nach Straenverkehrsordnung (StVO) auch straRenverkehrsrechtliche
MafRnahmen zum Schutz der Wohnbevblkerung vor Lérm durch

¢ Verkehrslenkung z.B. Wegweisung,
« durch Optimierung von Lichtzeichenregelung an Lichtsignalaniagen
¢ Geschwindigkeitsbeschrénkungen

o Verkehrsverbote
angeofdnet werden.

StraRenverkehrsrechtliche MaRnahmen sollen kein Ersatz fiir technisch mégliche und finan-

ziell tragbare bauliche oder andere MaRnahmen z.B. Deckensanierung mit Iarmminderndem

Belag sein

Auf Bundesautobahnen (BAB) werden vorwiegend Geschwindigkeitsbescﬁhrﬁnkungen fur den
Larmschutz elngesetzt Diese kommen auch auf anderen StraRen dann in Betracht, wenn

der vom Stra&enverkehr herruhrende Beurtellungspegel am Immissionsort, das sind die

Hauser, einen der folgenden Richtwerte (iberschreitet:

e in reinen und allgemeinen Wohngebieten 70 dB(A) tags und 60 dB(A) nachts,
+ in Kern-, Dorf- und Mischgebieten 72 dB(A) tags und 62 dB(A) nachts,
o in Gewerbegebieten 75 dB(A) tags und 65 dB(A) nachts. "

Die Einteilung der Gebiete richtet sich nach der Baunutzungsverordnung wie z.B. Bebau-

~ ungsplane.


STV-01-SCHOLZ
Schreibmaschinentext
Lärmschutz-Richtlinien StV v. 23.11.07


—

Gesetzliche Grundlagen

Gemal StVO § 45 kdnnen die Stral&enverkehrsbehorden nach Abs. 1 .. 'die Benutzung be-
stimmter Straften oder Straflenstrecken aus Griindern der Sicherheit oder Ordnung des Ver-

kehrs beschranken oder verbieten und den Verkehr umleiten.

Das gleiche Recht haben die Verkehrsbehtrden ..’zum Schutz der Wohnbevélkerung vor

Larm und Abgasen, wenn dadurch anders nicht vermeidbare Belastigungen durch den Fahr-
zeugverkehr verhiitet werden kénnen.’.. ’ '

Gleichwohl diirfen gemat § 45 S’;VO._Abs. 9 die StraRenverkehrsbehérden nur dann Be-
schrankungen und Verbote des—#ﬁe&end@ Verkehrs anordnen, wenn aufgruntmde-
ren Grtlichen Verhéitnigée eine Gefahrenlage begteht, die das allgememRJmko einer Beem-
trachtigung der Rechtsgutea, “Schutz voi Larm und Abgaser” erheblich ubersteigt.

Weiterhin hat der Bund im Einvernehmen mit den Landern die ,Richtlinien fr straRenver-
kehrsrechtlichen Malnahmen zum Schutz der Bevélkerung vor Larm” (Lérméchutz Richtli-

nien — StV} in 2007 eine Handlungsanweisung fiir die StraRenverkehrsbehdrden eingefihrt, .

die es zu beachten und anzuwenden gilt.

-

MafRgebend fir die Ermittlung der Beurteilungspegel ist die Richtlinie flr den Larmschutz an
StraRen — RLS 90. ' |

Voraussetzungen zur Anordnung verkehrlicher MaBnahmen

Die Verkehrsbehdrden miissen auf Grund der 0.g Regelungen und unter den nach-

folgend genannten Voraussetzungen die verkehrlichen MaRnahmen abwégen:

1. Larmuntersuchung

Notwendlg ist es, eine Larmuntersuchung jedes einzelnen Streckenabschnlttes der Autobahn
bzw. StraRenabschnittes unabhéngig der Larmkartierung durchzufuhren weil der Detaillie-
rungsgrad die Larmkartierung im Rahmen der Léarmaktionsplanung nicht ausreicht.

————

Es werden keine ortlichen Séhallmessungen durchgefihrt, sondern spezielie Larmberech-
nungen. Denn bei Messungen wiirde nur eine kurzfristige auf den Zeitpunkt der Messung

konzentrierte Larmsituation erfasst, die beziglich der Verkehrsmenge und Verkehrszusam-

v
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-mensetzung Windrichtung und anderer Faktoren erheblichen Verdnderungen unterllegt

Demgegenliber basieren die Berechnungsmethoden auf langfristigen, empirlschen Untersu-

chungen. Die Komponenten, die in die Berechnung einflieen, werden immer zu Gunsten

- der betroffenen Anwohner ausgewshlt. So geht z.B. die Berechnung von einer Mitwind-

Situation aus, obwoh! dies nicht héuﬁger ist als "eine Gegenwind-Situation. Die Verkehrs-

menge und der LKW-Anteil werden auch mit Hilfe automatischer Dauerzahistellen ermittelt

und geben somit die wirklich vorhandene Situation wieder; auch das Geschwindigkeitsver-

halten mit bzw. ohne vorhandener Geschwund|gkentsbeschrankungen wird entsprechend be-

riJckswhtlgt. Vergleichsmessungen haben- belegt, dass die Berechnung immer ginstiger fur
die Betroffenen war. |

2. Pegelbeurteilung und Ma[&_‘n'ahmen'

Der Beurteilungspegel soll durch die verkehrlichen Maltnahmen unter die 0.g Richtwerte ab-
gesenkt werden, mindestens soll jedoch eine Pegeiminderung um 3 dB(A), die sogenannte
Wahrnehmbarkeitsschwelle bewirkt werden. Zum Beispiel kann durch die Beschrénkung der
zul. Héchstgeschwindigkeit von 130km/h auf 100km/h ein Minderung um - -1dB(A) bzw. von

130km/h auf 80km/h eine Pegeimlnderung um -1,5 dB(A) erreicht werden.

3. Verkehrszusammensetzung

Far LKW gilt gemérs StVO § 18 auf Bundesautobahnen eine zuldssige Hochstgeschwindig-
keit von 80km/h. Die Geréusch'emissioneh der LKW stellen ab einem Anteil von 10% im Ver-
haltnis zum Gesamtvérkehrsaufkommen durch ihr Motoren und ihr Roligerdusch die mafige-
bende Grofte fir den M_ittelungslérmpegel an Autobahnen dar. Daher machen sich Ge-

schwindigkeitsbeschrénkungen, die nur den PKW-Verkehr betreffen, in der Larmpegelbeein-
flussung. nicht bemerkbar.
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' Nr.207 Richtlinien fiir straBenverkehrsrecht-

liche MaBnahmen zum Schutz der
Bevblkerung vor Larm (Larmschutz-
Richtlinien-StV} :

Bonn, den 23. November 2007
S 32/7332.9/1/781815

u

Im Einvernehmen mit den fir den StraRenverkehr und die
Verkehrspolizel zustindigen obersten Landesbehdrden
gebe ich die Richtlinien fur straBenverkehrsrechtliche
MaBnahmen zum Schutz der Bevdlkerung vor Larm
(Lérmschutz—ﬂichtlinien-StV) bekannt. :

Die , Vorlaufige Richtlinien fur straBenverkenrsrechtliche
MaBnahmen zum Schutz der Bevblkerung vor Ldrm
(Larmschutz-Rich‘t!inien-StV)“ vom 6. November 1981 -
StV 12/36.42.45-02- (VKBI. 1981 S. 428 ) hebe ich auf.

Bundesministerium fur Verkehr,
Bau und Stadtentwickiung
Im Aufirag '
Dr. Jérg Wagner

Richtlinien fir strafenverkehrsrechtliche
MaBnahmen zum Schutz der Bevéikerung vor Lérm
{Larmschutz-Richtl inien-StV)

vom 23.11.2007

Einleitung;

Ziel der Richtlinien ist es, den StraBenverkehrsbehdrden
aine Orientierungshilfe zur Entscheidung tber straBen-
verkehrsrechtliche MaBnahmen {Regelungen durch Ver-
kehrszeichen und Verkeh rseinrichtungen) zum Schutz der
Wohn-/Bevélkerung. vor Strafenverkehrsiarm an die
Hand zu geben. Sie gelten nur fur bestehende StraBen
und lehnen sich an die Grundséize des baulichen Larm-
schutzes an bestehenden StraBen {Larmsanierung) an.!

1. Allgemeines

1.1 Erméachtigungsgrundlagen fur straRenverkehrsrecht-
liche MaBnahmen zum Schutz der Wohn-/Bevdlke-
rung vor Larm sind fUr Verkehrsbeschrankungen,
Verkehrsverbote und Verkehrsumleitungen:

- §45Abs. 1Satz2Nr. 3 StraBenverkehrs-
Ordnung (StVO), N

- §45 Abs. 1 a5tvO,

- §45 Abs. { b Satz 1 Nr. 5 StVO;

fur andere Verkehrszeichenregelungen:
- §45Abs. 3 StVO. ‘

U ygl, Richtlinien fur dan Varkehrsidrmschutz an Bundesfaernstraien
in der Baulast des Bundes - VLArmSchR 1987, VkBI. 1997 5. 434.
Die Immissionsgrenzwerte fur den Neubau oder die wasentliche An-
derung von StraBen (Larmvorsorge nach der Verkehrslarmschutz-
lung von Gerduschimmissionen in Bauleitverfahren (Beiblatt 12U

DIN 18005, Teil 1, Schalischutz im Stadtebau®) sind hier nicht her-
anzuzighen,




Heft 24 — 2007

768

VkBIl. Amtlicher Teil

Diese MafRnahmen durfen nicht zu einer Beschrén-
kung der Widrnung durch Untersagung bestimmter
Verkehrsarten oder Benutzungszwecken fihren
{sog. Vorbehalt des Strafenrechis).

1.2 Die Granze des billigerweise zumutbaren Verkehrs-

larms ist nicht durch gesetzlich bestimmts Grenz- - '

werte festgelegt. MaRgeblich ist vielmehr, ob die
Larmbeeintrachtigung jenseits dessen liegt, was un-
ter Beriicksichtigung der Belange des Verkehrs im
konkreten Fall als ortsliblich hingenommen werden
muss.2 B

Dabei sind grundsétzlich die nach Gebieten und Ta-
geszeiten gegliederten Richtwerte unter Nummer
2.1 zugrunde zu legen.

1.3 Bei der Wirdigung, ob strafienverkehrsrechtliche

MaBnahmen in Betracht kommen, ist nicht nur auf
die Hihe des LArmpegels, sondem auf alle Umstén-
de des Einzelfalls abzustellen.’

Maiigeblich sind neben der gebietsbezogenen
Schutzwiirdigkeit und der Schutzbediirftigkeit der
Wohn-/Bevblkerung die Besonderheiten des Einzel-
falls. :

seiné, sondern in ein Konzept zur Lirmbekampfung
singebunden werden, das die zustandigen Stellen
erarbeiten.

: Str_aBenverkehrsrechtliche'MaBnahmen kdnnen sich
fur Ballungsgebiete und HauptverkehrsstraBen kinf-

. tig auch aus Larmaktionsplénen ergeben (§ 47 d

Bundes-Immissionsschutzgesetz — BiImSchG).

Das BImSchG verweist hinsichtlich der Durchset-
zung von auf Lérmaktionsplénen basierenden MaB-
nahmen auf die jewsils anzuwendenden Rechtsvor-
schriften (§ 47 d Abs. 6 i.V.m. § 47.Abs. 6 BImSch(G).
Bsi straBenverkehrsrechtlichen MaBnahmen erge-
ben sich die Anordnungsvoraussetzungen aus der
StraBenverkehrs-Ordnung und diesen Richtiinien.

Grundsitze

2.1 Strafenverkehrsrechtliche LArmschutzmaBnahmen

Vor Ahordnung straBenverkehrsrechtlicher Mafinah- .

men ist der Grundsatz der Verhéltnismé&Bigkeit zu
beachten und insbesondere das Erfordernis nach
§ 45 Abs. 9 StVO festzustellen. Die Vor- und Nach-
teile von EinzelmaBnahmen sind gegeneinander
abzuwagen. In diese Abwagung sind auch die
unterschiedlichen Funktionen . der StraBen (z.B.
Autobahnen und BundesstraBen als integrale Be-
standteile des BundesfernstraBennstzes), das
quantitative Ausmaf der Larmbeeintrachtigungen,
die Leichtigkeit der Realisierung von MaBinahmen,
eventuelle Einfliisse auf die Verkehrssicherheit, der
Energieverbrauch von Fahrzeugen unc die Versor-
gung der Bevilkerung sowie die Auswirkungen von
EinzelmaBnahmen auf die allgemeine Freiziigigkeit
des Verkehrs einzubeziehen. StraBenverkehrsrecht-
liche Mafnahmen als Mittel der LArmbeksmpfung
miissen dort ausscheiden, wo sie die Verhaltnisse
nur um den Preis neuer Unzulanglichkeiten an an-
derer Stelle verbessern kéinnten, die im Ergabnis zu
einer verschlechterten Gesamtbilanz fiihren, etwa
weil sie die Sicherheit und Leichtigkeit des Straflen-
verkehrs in nicht hinnehmbarer Weise beaintréchti-
gen oder im Hinblick auf eintretende Anderungen
von Verkehrsstrémen noch gravierendere Lérmbe-
aintréchtigungen von Anliegern anderer Stralen zur
Folge haben.t

1.4 StraBenverkehrsrechtliche LarmschutzmaBnahmen

solien nicht losgeldst von baulichen oder planeri-
schen LarmschutzmaBnahmen der StraBenbaube-
hérden oder der Gemeinden angeordnet werden.
Sie sollen kein Ersatz fur technisch mdgliche und fi-
nanziell tragbare bauliche oder andere MaBnahmen

vgl. BVerw@, Urteil vom 22.12.1993 - NZV 1994, 8. 244

vgl. BVarw@, Urtell vom 13.12.1979 ~ VKBI. 1980, 8. 237; BVerwG,
Beschluss vom 18.10,1998 - N2V 2000, S, 386
BVarwG, Urteil vom 15.2.2000 ~ DAR 2000, 8. 423

vgl. BVerw(, Urteil vom 4.6.1986 - NJW 1986, S. 2655 1.
BVerwG; Urteil vom 4.6.1986 -~ NJW 1986, S, 2655 1.

kommen insbesondere in Betracht, wenn der vom
StraBenverkehr herriihrende Beurtailungspegel " am
Immissionsort [RLS-90 ) einen der folgenden’Richt-
werte ! iberschreitet:

In reinen und allgemeinen Wohngebisten, Kleinsied-

lungsgebieten sowie an Krankenhéusern, Schulen,
Kur- und Altenheiman

70 dB(A) zwischen 06.00 und 22.00 Uhr (tags)

60 dB(A) zwischen 22.00 und 06.00 Ubr (nachts).
in Kern-, Dorf- und Mischgebieten

72 dB(A) zwischen 06.00 und 22.00 Uhr (tags)

62 dB(A) zwischen 22,00 und 06.00 Uhr {nachts).
In Gewerbegebieten :

75 dB(A) zwischen 06.00 und 22.00 Uhr (tags)

65 dB(A) zwischen 22.00 und 06.00 Uhr {nachts).

Existieren keine Bebauungsplane, sind die Gebiste

oder Flachen entsprechend ihrer tatsdchlichen Nut-.

zung einzuordnen. Wohnbebauung im AuBenbereich
ist entsprechend ihrer Schutzbedurftigkelt als Kern-,
Dorf- oder Mischgebiet zu beurteiien.

2.2 MaBgebend fir die Berechnung des Beurteilungs-

pegels und die Bestimmung des Immissionsortes
sind die RLS-902, Orttiche Schallmessungen kénnen
nicht berlicksichtigt werden, da sich die Messwerte
nur auf die zum Zeitpunkt der Messungen vorhande-
nen Schaliemissions- und Schallausbreitungsbedin-
gungen bezighen. '

z.B, aktive und/oder passive LarmschutzmaBriahmen, Nutzungszu-

ordnung von Verkehrsarten zu bestimmten HauptverkehrastraBen
bzw. Quartieren, Verlagerung larmirtensiven Gewerbes, Frderung
des OPNV und des Fahrrad- und FuBgéngerverkehrs, Bau larmar-
mer Fahrbahndecken, MaBnahmen zur Verflilssigung des Verkehrs
(z.B. koordinierte Lichtsignalsteuerung, Parkleitsysteme)

Definition Beurteilungspegel (nach RLS-90): Der Beurtellungspagel
ist bei StraRenverkehrsgerduschen gleich dem Mittelungspegel,
demn flr Immissionsorte in der N4he von lichtzeichengeragalten
Kreuzungen und Einmindungen noch ein Zuschlag fir arhdhte Stér-
wirkung hinzugeflgt wird. Definition Mittelungspegel: Der Mittel-
ungepegel Ist der zeitliche Mittelwert des A-Schallpegels nach DIN
45641

Richtlinien fur den Larmschutz an Strafien - RLS-90, Nr. 4“{ Erh&ht-
fich bei FGSY Verlag GmbH, 50999 Kéln, Wesselinger StraBe 17

Die Richtwerte emsprachen den Beurteilungspegeln fur die LArm-

- sanlerung an BundesfernstraBen. Das BImSchG mit der Verkehrs-

lErmschutzverordnung (16, BImSchv) und deren Immissions-
grenzwerten sowle die Regelungen zur Umssetzung der EU-
Umgebungsidrmyichtiinie haben hier keine Bedeutung.
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Durch strafienverkehrsrechtliche MaBnahmen soli '

der Beurtsilungspegel unter den Richtwart abge-
senkt, mindestens jedoch eina Pagelminderung um
3 dB(A) bewirkt werden. Bei der Berechnung der
Wirkung einer MaBnahme nach den RLS-90 Ab-

schnitt 4 ist die Differenz der nicht aufgerundeten \
Beurteilungspege! zwischen dem Zustand ohne .

MaBnahmen und dem Zustand mit MaBnahmen auf-
zurunden,1¢ :

StraBenverkshrsrechtliche MaBnahmen sind auf die
Zeit zu beschranken (Tag oder Nacht), fir die Uber-
schreltungen des Beurteilungspegels nach Nummer
2.2 errachnet worden sind.

Die zur Vorbersitung straBenverkehrsrechtlicher MaB-
nahmen notwendigen Larmberechnungen sind vom
StraBenbaulasttréiger durchzufiihren (§ 5 b Abs. 5
Strafenverkshrsgesetz-StVG). Darstellungen der
Lamasituation in Lirmkarten (§ 47 ¢ BImSchG mit Vor-
ordnung tber die Lirmkartierung — 34, BlmSchV) rei-
chen nicht aus und sind auf Grund des unterschied-
lichen Berechnungsverfahrens nach VBUS" auch
nicht geeignet, um das Uberschreiten der Richtwerte
nach Nummer 2.1 zu belagen,

Die im Anhang gegebenen Erluterungen dienen den
StraBenverkehrsbehﬁrden zum besseren Verstand-
nis der LA&rmberechnungen und des Einflusses von
Verkehrsstérke, Verkehrsstruktur, Geschwindigkeit
und Fahrwaeise.

MaBnahmen

Als stra3enverkehrsrachtliche MaBnahmen kommen

in Betracht:

* Verkehrsienkung

* Lichtzeichenregelung
* Geschwindigkeitsbeschrankungen
* Verkehrsverbote. ‘
Es ist stets diejenige MaBnahme vorzuziehen, die
den geringsten Eingriff in den StraBenverkehr dar-
stellt. Im Einzeifall ist auch eine Kombination von
straBenverkehrsrechtiichen MaBnahmen mit ande-
ren MaBnahmen (vgl. FuBnote 6) mégiich.

Verkehrslen'kung '

~ Eine L&rmminderung kann oft bersits durch ver-

kehrslenkende MaBinahmen zur Verkehrsentlastung
oder zur Verstetigung des Verkahrsflusses arreicht
werden. Vor der Anordnung von Geschwindigkeits-
beschrénkungen oder Verkehrsverboten Ist daher
stets zu priifen, ob nach den speziellen értlichen Ge-
gebenheiten vor allem eine gednderte Woegweisting
(z.B. neue ZielfUhrung, Aktualisierung der Zielanga-
ben), eine geénderte Hinweisbeschilderung (z.B.
Parkleitsystem, P + R, Gewerbegebiete, touristisch
bedeutsame Sehenswiirdigkeiten) oder andere ver-
kehrslenkende MaBnahmen (z.B. die Einrichtung
von Einbahnstrafen oder die Vorgabe bestimmter
Fahririchtungen) in Betracht kemmen. Dabei sind die

¥ Dies bedeutet, dass nach dleser fiir die Lérmvorsorge {16, BImSchv)
antwickeltan Berechnungsvorschrift schon ab sifer berechneten
Differenz von 2,1 dB (a) straBenverkehrstechtliche MaBnahmen ge-
eignet sein kénnen.

" Voridufige Berechnungsmethode fiir den Umgebungslarm an $tra-
Ben (VBUS) vom 15.05.20086. ’
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3.3

_ allgemeinien Grundsétze der Wegweisung und der

Umlsitung wie z. B. Zieifithrung tber eine maglichst
kurze und unproblematische Strecke, Geelignetheit
und Zumutbarkeit vori Auswelchstrecken angemes-
sen zu berircksichtigen.

Lichtzeichenregelung

Dureh Einrichtung von ,Griinen Wellen®, Sonderpro-
grammen oder verkehrsabhingigen Stsuerungen
von Lichtzeichenanlagen kbnnen der Verkehrsfluss
verstetigt und die Anfahr- und Bremsgerdusche ver-
ringert werden. Daher kénnen diese MaBnahmen
sinnvoll sein, cbwohl sie in den RLS-90 keine Ba-
ricksichtigung finden.

Das Abschalten von Lichtzelchenanlagen zu Zeiten
schwachen Verkehrs (z. B. nachts) wird wegen der
verringerten Anfahrvorgénge von den Anliegern sub-
jektlv positiv bewertet (verminderte Lastigksit). Die
verminderte Lastigkeit kommt durch den Wegfall
des Lastigkeitszuschlags zum Ausdruck (s. RLS-80
Abschnitt 4.2 und Tabeile 2). Lichtzeichenanlagen
soliten aber nur dann abgeschaltet werden, wenn
der Grund, der zur Errichtung der Lichtzeichenania-
ge fihrte, wahrend bestimmter Zeiter entfalit und
wenn vorher eingehend geprift wurde, ol auch bei
abgeschalteter Lichtzeichenanlage ein sicherer Ver-
kehrsablauf mdglich ist (Ziff. VI VwV-StVO zu § 37
Abs. 2 und Richtlinien fur Lichtsignalaniagen — RILSA),

Geschwlndigkeitsbeschi‘éinkungen

a} Innerhalb geschlossener Ortschaften

In Wohngebieten wird mit der Anordnung von Tempo
30-Zonen {Zeichen 274.1) und verkehrsberuhigten
Bereichen (Zeichen 325) dem Schutz der Wohnbe-
vilkerung vor Larm weitgehend Rechnung getragen.

Auf den StraBen des Gbertrtlichen Verkehrs {Bun-
des-, Landes- und KreisstraBen) und weiteren Haupt-
verkehrsstraien blindslt sich der weitrdumige und
der innerdrtliche Verkehr und entiastet gleichzeitig
die Wohngehiste. '

 Eifier Geschwindigkeitsbeschrinkung steht auf die-

sen StraBen in der Regel deren besondere Verkehrs-
funktion (vgl. FStrG und StraBBengesetze der Lander)
entgegen.

b) AuBerhalb geschlossener Ortschaften

- Auf den StraBen des Uberértlichen Verkehrs (Bun-
des-, Landes- und KreisstraBen) und weiteren
HauptverkehrsstraBern ist stets deren besonders
Verkehrsfunktion (vgl. FStrG und StraBengesetze
der Lénder) zu badenken. Unterschiedliche Ge-
schwindigkeitsbeschriankungen fir Pkw und Lkw
sind maoglich.

- Auf Autobahnen (Zeichen 330), KraftfahrstraBen
{Zeichen 331) und autobahnshnlichen Strafien §3
Abs. 3 Nr. 2 Buchst. c Satz 2 und 3 StVQ) mit
Richtgeschwindigkeit 130 km/h hat deren beson-
dere Verkehrsfunktion Vorrang. Auf diesen Stra-
Ben kénnen Geschwindigkeitsbeschrankungen fiir
Pkw und Kraftrader geeignet sein, die Spitzenge-
schwindigkeiten einzelner, besonders schneller
Fahrzeuge bei der Vorbeifahrt deutlich zu verrin-
gern. Dies fiihrt nach den bisherigen Erfahrungen
dazu, dass solche Geschwindigkeltsbeschrankun-
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gen von der betroffenen Bevdlkerung positiver be-
wertet werden als dies im Rilckgang des errech-
neten Larmpegels zum Ausdruck kommt. Deshalb
kann auf Autobahnen, Kraftfahrstrafien und auto-

bahnihnlichen StraBen mit Richtgeschwindigkelt .

130 km/h bei einer Richtwertiiberschreitung nach
- Nummer 2.1 im Bereich von Wechnbebauung er-
heblichen Umfangs die Anordnung eines entspre-
chenden Tempolimits zur Vermeidung von Lirm-
pegelspitzen auch dann in Betracht kommen,
wenn die nach Nummer 2.3 mindestens zu errei-
chende LArmpegelminderung durch Geschwindig-
keitsbeschrankungen rechnerisch nicht erreichbar
ist.

3.4 Verkehraverbote

Wenn die in den Nummern 3.1 bis 3.3 aufgefihrien

MaRnabmen zur erforderlichen Pegelminderung im
Einzelfall nicht geeignet oder nicht ausreichend sind
und auch andera Mafinahmen {vgl. beispielhaft Fui-
note 6) nicht in Betracht kommen, kann auBerhalb
von Autobahnen (Zeichen 330), KraftfahrstraBen
{Zeichen 331) und autobahnihnlichen StraBen auch
die Anardnung von Verkehraverboten {wie Zelchen
250, 251, 253, 255, 260, 262) erwogen werden.

Verkehrsverbote kommen nur in Betracht, wenn die
besondere Verkehrsfunktion der jeweiligen StraBe
und die Verkehrsbedirfnisse dies zulassen, fir die
ausgeschlossenen Verkehrsarten eine zumutbare
und geeignete Umieitungsstrecke vornanden ist und

eine Verlagerung des StraBenverkehrsldrms in ande-

re schutzwiirdige Gebiete nicht zu befiirchten ist.
Ausnahmen kénnen allgemein durch Zusatzzeichen
{z.B. ,Anliager frei”, ,Lieferverkehr frei") oder durch
Einzelausnahmegenshmigung bericksichtigt wer-
den.

Es ist stets insbesonders anhand der Verkehrshe-
lastung und der Verkehrsstruktur zu priifen, ob Ver-
kahrsverbote auf bestimmte Verkehrsarten (2. B. Lkw

oder Kraftrider) beschréinkt werden kénnen. Dabei

kann es z. B. geniigen, anstelle des gesamten Ver-
kehrs mit Lkw nur den Verkehr mit Lkw cberhalb ei-
nes bestimmten zukissigen Gesamtgewichts zu ver-
bigten.

Verkehrsverbots flir den gesamten Kraftfahrzeug-
verkehr diirfen nur angeordnet werden, wenn ande-
re geringere Eingriffe ausscheiden.

Fur den ausgeschlossenen Verkehr ist unter Berlick-
sichtigung der VerkehrsbedUrfnisse Vorsorge (z. B.
ausreichende Park- oder Wendemdglichkeiten, Um-
leitungsheschiiderung, Wegweisung, Verkehrslen-
kung) zu treffen, :

Solien Verkehrsverbote zeitlich unbeschrankt und
dauerhaft (nicht nur voribergehend) angeordnet
werden, missen sie im Einklang mit der widmungs-
gemiBen Bestimmung der Strafen stehen,

Anhang

Eriiuterungen zu Lérmbewertung, Einfluss von Ver-
kehrsstirke, Geschwindigkeit und Fahrweise

Die Lirmbelastung durch den Stralenverkehr Wird

i Wesentlichen durch die Anzahl der Kraftfahrzeu-
ge, deren Fahrleistungen, das Emissionsverhalten
der einzelnen Fahrzeuge sowie das Verhalten des
Fahrzeugfiihrers (vor allem im Hinblick auf Ge-
schwindigkelt und Motordrehzahl), den Verkehrsfiuss
und die allgemeine Verkehrsregelung (beispielsweise
Vorfahrtregelung, Steuerung von Lichtzeichenanla-
gen} hestimmt. Weitere wichtige EinflussgréBen sind
die Kombination Reifen/Fahrbahn (beispielsweise
Fahrbahnbeltige), eventuell Einbauten im Fahrbahn-
bereich (beispielsweise Aufpflasterungen) sowie die
geometrischen Verhiltnisse bei der Schallausbrei-
tung.

Besi Lkw-Anteilen Uber 10 % des DTV wird der Mittel-
ungspege! zunehmend von den Lkw bestimmit. Da-
her machen sich Geschwmdlgkeltsbeschrankungen.
die nur den Pkw-Vearkehr betreffen, im Mittelungspe-
gel praktisch nicht bemerkbar.

Zur Kennzeichnung von Gerduschen mit zeitlich ver- -

#nderlichen Schallpegeln - wie bei StraBenverkehrs-
gerduschen z.B. siner nahe gelegenen StraBe —
dient der A-bewertete Mittelungspegei L,, in dB(A)
nach DIN 45641, In der Mittelungspegel gehen Stér-
ke und Dauer jedes Einzelgerdusches ain.

Der Mittelungspegel! ist nicht mit dem Pegelmittel-

wert (arlthmetisches Mittel) zu verwechseln. Sein
Wert liegt viel ndher an den Pegelspitzen.

Beispiel: Herrscht wihrend 54 Minuten ein Pegel
von 30 dB(A) und verursachen Lkw 6 Minuten lang
80 dB(A), dann betragt der (arithmetische) Pegelmit-
telwert 35 dB(A), der Mittelungspegel aber 70 dB(A).

Die Mittelungspege! fir unterschiedliche Verkehrs-
starken und Lkw-Anteile werden gemaf den Dia-
grammen | und Il der ALS 90 bestimmt. Die Korrek-
turen Dg,q, Dy, D), und D, (andere Fahrbahnober-
fiache, Stelgung iber 5%, anderer Abstand als
25m, Mehrfachreflexion ‘in einer StraBenschiucht)
sind von strafenverkehrsrechtlichen MaBnahmen
nicht betroffen.

Der Mittelungspegel steigt mit zunehmender Ge-
schwindigkeit an. Bei gleichm&Biger Fahrweise und
einer Geschwindigkeit ab ca: 40 km/h bei Pkw und
ca. 60 km/h bei Lkw wird die Fahrzeugemission vom
Reifen-Fahrbahn-Ger4usch bestimmt. In Geschwin-
digkeitsbereichen darunter wird der Mittelungspegel
maBgeblich von der Fahrweise (gewahlter Gang, Be-
schisunigung usw.) bestimmt.

Eine Erhdhung des Mittelungspegels um 10 dB(A)
entspricht In etwa der Verdoppelung der subjektiv
empfundenen Lautstirke. Eine Verminderung des
Mittelungspegels um 10 dB(A) entspricht in etwa der
Halbierung der subjektiv empfundenen Lautstarke.

Unter sonst gleichen Bedingungen fuhrt die Verdop- -
' pelung der Verkehrsstarke zu elner Erhohung des

Mittelungspegels um 3 dB{A) und die Halbierung der
Verkehrsstirke zu einer Minderung des Mlttelungs-
pegels um 3 dB{A).

Es ist unter LAmaspekten sinnvall, den Verkehr auf
wenige schon stark belastete StraBen zu konzentrie-

‘ren (Biindelung).

Die Verlagerung von Verkehr aus hoch belasteten,
Jauten® Strafen auf vorher schwach belastets, o8-
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se" Strafen ist dagegen i. A. keine sinnvolle Larm-
schutzmaBnahme, weil dis Pegelminderung in der
sauten” Strafle kaum spdrbar, die Pegelerhdhung in
der vorher ,leisen” StraBe aber gravierend ist.

Beispiel: Von einer mit 4 000 Fz/h - davon p =.20 %
Lkw-belasteten StraBe werden 1 500 Fz/h (20.%
Lkw) auf sine StraBe verlagert, die vorher nur mit
100 Pkw/h belastet war.

Folge: Der Verkehr in der ,lauten” StraBe wird um et-
wa 40% geringer, der Mittelungspege! erniedrigt
sich abet nur um 2 dB(A).
In der  leisen” StraBe wird der Verkehr 16mal stér- .
ker. Dies bedeutet schon bei reinem Pkw-Verkehr ei-
ne-Pegelerhhung um 12 dB(A). Unter Beriicksichti-
gung der nun neu in diese Strafe gelangenden Lkw
erhdht sich der Mittelungspegel sogar um rund 16
dB(A). _

8. ~ Pegelminderungen Uber 3 dB(A) lassen sich L. A_ nur
durch Verdréngung hoher Lkw-Anteile und/oder Mal3-
nahmenkombinationen errelchen.

3
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